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Tarifpolitik. Im neuen Jahr stehen vielen Branchen Tarifverhandlungen ins 
Haus. Dabei könnte es erneut zu einem intensiven Schlagabtausch zwischen 
Spartengewerkschaften und Konzernen kommen. Insgesamt müssen für mehr 
als 11 Millionen Arbeitnehmer neue Tarifverträge ausgehandelt werden.

die Druckindustrie sowie die Metall- 
und Elektro-Industrie, im April das 
Bauhauptgewerbe und die Banken, 
im Juli dann die chemische Industrie 
(Tableau).

Besonders spannend wird es nach 
der Sommerpause, wenn Spartenge-
werkschaften wie die Ärztegewerk-
schaft Marburger Bund und die 
Lokführergewerkschaft GDL für 

ihre Klientel eigenständige Verträge 
aushandeln wollen:

•	 Sollte die Tarifgemeinschaft des 
öffentlichen Dienstes unter der Füh-
rung von ver.di auch für die Ärzte 
der kommunalen Krankenhäuser ab-
schließen, der Marburger Bund aber 
auf seine Eigenständigkeit pochen, 
droht eine Tarifkollision. Dies wäre 
der erste Lackmustest für das neue 
Tarifeinheitsgesetz.

•	 Das gilt auch für die im Herbst 
2016 beginnenden Tarifverhand-
lungen bei der Deutschen Bahn. Die-
se hat der GDL zugesagt, sie 

Schulfach Wirtschaft. 
Baden-Württemberg will 
als erstes Bundesland ein 
Pflichtfach Wirtschaft an 
allen weiterführenden 
Schulen einführen. 
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Regionalflughäfen. Für 
die regionalen Airports 
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Die Deutsche Lufthansa muss 
schon im Januar 2016 in den Ring. 
Dann werden die mehrfach geschei-
terten Verhandlungen mit den Pi-
loten und Flugbegleitern fortgesetzt. 
Als erste große Branche startet Ende 
Februar der öffentliche Dienst in die 
Lohnrunde 2016 – wenn die Entgelt-
tarifverträge von Bund und Kom-
munen auslaufen. Im März folgen 
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Branchenauswahl; Ursprungsdaten: BDA-Tarifarchiv

Tarifkalender 2016 Wann der Tarifvertrag wo ausläuft Wie viele 1.000 Arbeitnehmer betroffen sind

31. Januar Deutsche Telekom 55
29. Februar Öffentlicher Dienst Bund und Kommunen

31. März

30. April

31. Mai

Druckindustrie West und Ost 160

Volkswagen

Bankgewerbe West und Ost

Dachdeckerhandwerk West und Ost

Metall- und Elektro-Industrie 
West und Ost 3.700

760

145

210
115
6531. Juli

Bauhauptgewerbe West und Ost

Maler- und Lackiererhandwerk 
West und Ost

2.000

Wach- und Sicherheitsgewerbe 
NRW, Hamburg und Baden-Württemberg 53

31. August Kommunale Krankenhäuser Ärzte 53
30. September

31. Oktober

Deutsche Bahn 150

31. Dezember Öffentlicher Dienst Länder 845
Zeitarbeit West und Ost 800
Systemgastronomie West und Ost 100

Papier- und Kunststoffverarbeitende
Industrie West und Ost 100

Juli bis 
September

Chemische Industrie
West und Ost 550
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Am oberen Rand der Tariferhö-
hungen lagen 2015 die Deutsche 
Bahn mit einem Plus von 3,5 Prozent 
sowie die Metall- und Elektro-Indus-
trie mit einem Zuwachs von 3,4 Pro-
zent (Tableau). In der chemischen 
Industrie fiel die prozentuale Lohn
erhöhung mit 2,8 Prozent etwas ge-
ringer aus, dafür wurde aber der 
Demografiebetrag angehoben. Da-
raus finanzieren die Betriebe Maß-
nahmen, um Ältere länger beschäf-
tigungsfähig zu halten.

Abgesehen von der Bahn blieben 
die Lohnerhöhungen beim Staat und 
in den großen Dienstleistungsbran-
chen hinter denen der Industriebran-
chen zurück. Stattdessen wurden 
zum Teil zweistufige Anpassungen 
bei längeren Laufzeiten vereinbart.

Die längste Laufzeit (32 Monate) 
sieht – abgesehen vom Rahmentarif-
vertrag im Erziehungswesen – der 
Abschluss von ver.di mit der Deut-
schen Post vor. Beide Seiten wollen 
nach den heftigen Streikaktionen, 
die dem Abschluss vorausgingen, 
erst einmal Ruhe einkehren lassen.

Der – übrigens erfolglose – Streik 
richtete sich gegen die Auslagerung 
des Paketgeschäfts auf Regionalge-
sellschaften mit regionalen Logistik-
Tarifverträgen, die größtenteils un-
ter den Tarifstandards der Deut-
schen Post lagen.

Ob die Abschlüsse in diesem Jahr 
an die von 2015 anknüpfen werden, 
muss mit einem Fragezeichen verse-
hen werden. Denn der lohnpolitische 
Verteilungsspielraum ist bei einem 
voraussichtlichen Produktivitätszu-
wachs von einem ¾ Prozent recht 
gering. Steigen die Löhne indes 
schneller als die Produktivität, ver-
schlechtert sich die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen. 
Dies sollten die Gewerkschaften bei 
ihren Forderungen bedenken.

In den ersten drei Quartalen im 
Jahr 2015 stiegen die monatlichen 
Tarifverdienste um durchschnittlich 
2,5 Prozent.

Die effektiv gezahlten Bruttomo-
natslöhne – hier sind nicht nur die 
tarifgebundenen Betriebe berück-
sichtigt, sondern alle – stiegen mit 
2,8 Prozent sogar etwas stärker an.

Wegen der geringen Inflationsrate 
konnten sich die Arbeitnehmer über 
kräftige Reallohnsteigerungen von 
durchschnittlich 2,6 Prozent freuen.

auch unter dem neuen Rechts-
rahmen als eigenständigen Tarif-
partner zu akzeptieren.

Gleichwohl wird die Bahn darauf 
bestehen, dass die Tariflöhne für 
Lokführer, Zugbegleiter und Bord-
gastronomen um einen einheitlichen 
Prozentsatz angehoben werden – 
egal, ob sie von der Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG) oder 
von der GDL vertreten werden.

Das Tarifjahr 2015 war für die 
Arbeitnehmer jedenfalls ein gutes:
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LZ = Laufzeit des Entgelttarifvertrags; Quelle: BDA-Tarifarchiv

Tarifabschlüsse 2015
Wer abgeschlos-
sen hat

Um wie viel Prozent
erhöht wurde/wird
150 Euro Einmalzahlung; 
3,4 Prozent ab 1.4.2015; 
LZ: 15 Monate

Chemische
Industrie

Erhöhung des Demografiebetrags;
Öffnungsklausel (Entgelterhöhung 
kann bei wirtschaftlichen Problemen 
um 2 Monate verschoben werden)

Öffentlicher
Dienst (Länder)

Süßwaren-
industrie (NRW)

2,7 Prozent ab 1.4.2015, weitere
2,4 Prozent ab 1.4.2016; 
LZ: 24 Monate

Durchschnittlich 3,73 Prozent 
ab 1.7.2015; LZ: 60 Monate

Umfassende Reform der Entgelttabelle

Versicherungen Prozessvereinbarung zur Weiter-
entwicklung der Tarifverträge zu 
den Themen Entgeltstruktur/Entgelt-
findung, Arbeitszeitgestaltung und 
Demografie

Nach 5 Nullmonaten 2,4 Prozent
ab 1.9.2015, weitere 2,1 Prozent 
ab 1.10.2016 (jeweils plus 
100 Euro Einmalzahlung für die 
beiden untersten Entgeltgruppen
A und B); LZ: 24 Monate

Deutsche Post

Was sonst noch verhandelt wurde

Nach einem Nullmonat 2,8 Pro-
zent ab 1.4./1.5./1.6.2015 
(regional unterschiedlich); 
LZ: 17 Monate

Deutsche Bahn EVG: eigenständiger Tarifvertrag für 
EVG-organisierte Lokführer; 
GDL: neuer Bundesrahmen-Tarifvertrag 
„Zug“ für alle GDL-Mitglieder;
Absenkung der Wochenarbeitszeit um 
1 Stunde auf 38 Stunden ab 1.1.2018

EVG: 1.100 Euro Einmalzahlung 
für August 2014 bis Juni 2015;
3,5 Prozent ab 1.7.2015, weitere
1,6 Prozent ab 1.5.2016; 
LZ: 26 Monate
GDL: 1.100 Euro für Juli 2014 bis
Juni 2015; 3,5 Prozent ab
1.7. 2015, weitere 1,6 Prozent ab
1. 5.2016; LZ: 27 Monate

Einzelhandel
(Baden-
Württemberg)

Nach 3 Nullmonaten 2,5 Prozent 
ab 1.7.2015, weitere 2,0 Prozent 
ab 1.4.2016; LZ: 24 Monate

Kfz-Gewerbe
(Bayern)

Nach einem Nullmonat 
3,0 Prozent ab 1.6.2015, 
weitere 2,8 Prozent 
ab 1.10.2016; LZ: 25 Monate

Metall- und 
Elektro-Industrie

Modifizierung von Altersteilzeit 
und Weiterbildung

Modifizierung der Zusatzversorgung;
Ost-West-Angleichung in fünf 
Anpassungsschritten 

Nach 2 Nullmonaten 2,1 Prozent
ab 1.3.2015, weitere 2,3 Prozent
(mindestens 75 Euro) ab 
1.3.2016; LZ: 24 Monate

Öffentlicher
Dienst: Sozial- und
Erziehungsdienst
(Kommunen)

400 Euro Einmalzahlung;
2,0 Prozent ab 1.10.2016; 
weitere 1,7 Prozent ab 1.10.2017;
LZ: 32 Monate



Nachgefragt und bald im Angebot

Schulfach Wirtschaft. Baden-Würt
temberg wird als erstes Bundesland in 
diesem Jahr an allen weiterführenden 
Schulen ein Pflichtfach Wirtschaft ein-
führen. Obwohl die Mehrheit der Schü-
ler sich für eine intensivere Vermittlung 
ökonomischer Zusammenhänge in der 
Schule ausspricht, regt sich Widerstand. 
Vor allem die Gewerkschaften erheben 
Einwände und wollen die Einführung 
des Fachs Wirtschaft verhindern.

Jeder zweite 14- bis 20-jährige 
Schüler in Deutschland kennt sich 
in Wirtschaftsdingen schlecht aus, 
hat der Bankenverband in seiner 
jüngsten Jugendstudie festgestellt. 
Am besten wissen die Jugendlichen 
noch über das Prinzip von Angebot 
und Nachfrage Bescheid – das kön-
nen immerhin drei von vier richtig 
erklären. Doch bei vielen anderen 
Wirtschaftsthemen müssen die Schü-
ler passen (Grafik):  

Welche Rolle die Europäische Zen-
tralbank in der Eurozone spielt, wis-
sen lediglich 37 Prozent der Jugend-
lichen. Was eine Rendite ist, kann nur 
jeder vierte beantworten.

Dabei interessieren sich die jun-
gen Leute durchaus für Ökonomie: 
Laut Bankenverband hat das Be-
dürfnis, sich mit wirtschaftlichen 
Themen zu beschäftigen, seit 2012 
sogar deutlich zugenommen. Dabei 
erwarten die Jugendlichen Wirt-
schaftsinformationen primär von 
der Schule (57 Prozent), gefolgt von 
den Medien (56 Prozent) sowie Ban-
ken und Eltern (je 20 Prozent).

Bislang wird Wirtschaft in den 
Bundesländern – von einigen Aus-
nahmen abgesehen – in der Regel 
nicht als eigenständiges Fach unter-

richtet, sondern in Kombination mit 
anderen Fächern wie Geschichte, 
Sozialkunde oder Politik. Zudem 
können die Schüler oftmals selbst 
darüber entscheiden, ob sie mit 
Wirtschaftsthemen im Unterricht zu 
tun haben wollen, denn vielerorts ist 
das Fach Wirtschaft wählbar.

Das wird sich dieses Jahr ändern: 
Baden-Württemberg wird als erstes 
Bundesland Wirtschaft an allen wei-
terführenden Schulformen als 
Pflichtfach einführen – an den Gym-
nasien unter eben diesem Titel, an 
allen anderen Schulformen der Se-
kundarstufe I unter der Bezeichnung 
„Wirtschaft/Berufs- und Studien
orientierung“.

Obwohl die Kultusministerkonfe-
renz bereits im Jahr 2008 festgestellt 
hat, dass ökonomische Bildung ein 
unverzichtbarer Bestandteil der All-
gemeinbildung ist und zum Bil-
dungsauftrag der allgemeinbilden-
den Schulen gehört, wird in Baden-
Württemberg vehementer Protest 
gegen das geplante Pflichtfach Wirt-
schaft laut: 

•	 Die baden-württembergische Bil-
dungsgewerkschaft GEW lehnt die 
Einführung des Fachs Wirtschaft 
mit der Begründung ab, die Wirt-
schaftswissenschaften würden The-
men ausschließlich unter Grund-
prinzipien ökonomischer Rationali-
tät behandeln.

•	 Der DGB Baden-Württemberg 
hat den Bildungsplan für das Pflicht-
fach Wirtschaft untersuchen lassen 
und kommt zu dem Ergebnis, dieser 
würde eine „implizite Imagekampa-
gne für Unternehmer“ leisten.

Allerdings erfährt das baden-
württembergische Kultusministeri-
um auch starken Rückenwind: von 
der „Initiative für ein Fach Wirt-
schaft in der Sekundarstufe 1“ – ihr 
gehören unter anderem der Real-
schullehrerverband, der Gemeinde-, 
Städte- und Landkreistag, die Indus-
trie- und Handelskammern, der 
Handwerkstag sowie mehrere Indus-
trie- und Arbeitgeberverbände an.

 Seite 3 | 14. Januar 2016 | Nr. 2 | iw-dienst

©
 2

01
6 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

2

Befragung von 392 Jugendlichen im Mai und Juni 2015
Quelle: Bundesverband deutscher Banken

Wirtschaftswissen von Jugendlichen
So viel Prozent der 14- bis 20-jährigen Schülerinnen und Schüler können folgende Sachverhalte
richtig erklären

Prinzip „Angebot und Nachfrage“

Rolle der Europäischen Zentralbank

Rendite

78

37

25

... sehr gut
20

... schlecht
33

... gut
31

... sehr schlecht
16

So viel Prozent der 14- bis 20-jährigen
Schülerinnen und Schüler können alle abgefragten
ökonomischen Sachverhalte ... erklären 

Weitere Informationen unter: 
iwkoeln.de/bildungsplan-wirtschaft 



dieser Strategie das Nachsehen, so­
dass dort das Passagieraufkommen 
zum Teil noch immer deutlich unter 
dem vor der Wirtschaftskrise er­
reichten Niveau liegt:

Der Flughafen Paderborn/Lipp-
stadt zum Beispiel büßte von 2007 bis 
2014 rund 40 Prozent seiner Passa-
giere ein, während am Drehkreuz 
München die Zahl der Fluggäste im 
selben Zeitraum um 17 Prozent auf 
fast 40 Millionen zulegte.

Diese gegenläufigen Trends dürf­
ten auch mit dem eigentlichen Di­
lemma der kleinen Regionalflug­
häfen zusammenhängen: der oft 
beträchtlichen Entfernung zum 
nächsten großen Wirtschaftszen­
trum. So beträgt die Distanz vom 
Flughafen Frankfurt-Hahn zur na­
mensgebenden Main-Metropole im­
merhin 120 Kilometer. Aber auch 
Weeze am Niederrhein oder der All­
gäu Airport in Memmingen – gerne 
als „München Ost“ betitelt – liegen 
ziemlich „ab vom Schuss“. Es gibt 
also nur wenige Passagiere, die aus 
der unmittelbaren Umgebung des 
Flughafens kommen oder dorthin 
wollen, und kaum zahlungskräftige 
Geschäftsreisende.

Stattdessen bringen allein die 
niedrigen Preise der Billigfluglinien 
die Kunden dazu, zunächst 100 oder 
200 Kilometer mit dem Auto in die 
„Provinz“ zu reisen, um von dort in 
die europäischen Urlaubsregionen 
zu fliegen. Das Problem an dieser 
Konstellation: Sobald die vor Ort 
dominierende Billigfluggesellschaft 
ihre Maschinen abzieht, weil andere 
Strecken mehr Gewinn versprechen, 
wird die Flughafen-Infrastruktur 
kaum noch genutzt.

2011 die Luftverkehrssteuer auf Ab­
flüge von inländischen Airports ein­
geführt. Infolgedessen haben die 
größten europäischen Billig-Airlines, 
Ryanair und Easyjet, die Zahl der 
Abflüge von deutschen Flughäfen 
reduziert – vor allem zulasten der 
Regionalflughäfen. Zudem musste 
die zweitgrößte deutsche Gesell­
schaft, Air Berlin, in den vergange­
nen Jahren kräftig sparen, sodass sie 
ihre Flotte verkleinert und ihr An­
gebot an regionalen Airports eben­
falls eingeschränkt hat.

Mittlerweile ist der Flugzeug­
treibstoff zwar wieder billiger gewor­
den, Ryanair und Easyjet sind in 
Deutschland erneut auf Expansions­
kurs und auch die spanische Vueling 
fliegt hierzulande mehr Ziele an. 
Ryanair hat mit zuletzt 309 Maschi­
nen sogar die Flottengröße des 
Marktführers unter den klassischen 
Airlines, der Lufthansa, erreicht und 
2014 auch erstmals mehr Passagiere 
als die Kranich-Fluglinie befördert.

Die Billig-Airlines verfolgen je­
doch inzwischen ein anderes Ge­
schäftsmodell und bedienen ver­
stärkt Flughäfen in zentraler Lage, 
die freie Kapazitäten haben. Hierzu 
gehören zum Beispiel Berlin Schö­
nefeld oder Köln-Bonn. Zwischen 
beiden bietet Ryanair seit Herbst 
2015 eine direkte Verbindung an. 
Die Regionalflughäfen haben bei 

Regionalflughäfen. Um ihre Kapazitäten auszulasten, sind die Regionalflug-
häfen auf die Billigflieger angewiesen. Infolge der hohen Kerosinpreise und 
der Luftverkehrssteuer hatten die Marktführer aus Irland und Großbritannien 
ihr Angebot in Deutschland zwischenzeitlich ausgedünnt. Nun sind die Low-
Cost-Airlines hierzulande zwar wieder auf Expansionskurs, jedoch profitieren 
die Regional-Airports davon kaum.

Es begann vor etwa 20 Jahren – 
der Flug in den Urlaub oder zum 
nächsten Geschäftstermin, früher 
ein teurer Luxus, wurde durch die 
neuen Billig-Airlines zum Schnäpp­
chen, den sich auch Otto Normal­
verbraucher leisten kann. Damals 
wurde der europäische Luftverkehr 
liberalisiert, zugleich konnten die 
Airlines frühere Militärflughäfen 
nun zivil nutzen.

Ein Musterbeispiel für diese Ent­
wicklung ist in Deutschland der 
Flughafen „Frankfurt-Hahn“, der 
1993 in die zivile Nutzung überführt 
wurde. Im Jahr 1999 ging dort die 
irische Low-Cost-Linie Ryanair an 
den Start – mit ihr schnellte die Zahl 
der Passagiere bis 2007 auf knapp 4 
Millionen in die Höhe, für die Jahre 
danach war der Ausbau des Huns­
rück-Flughafens zum Billig-Dreh­
kreuz mit 10 Millionen Fluggästen 
jährlich vorgesehen. Doch daraus 
wurde nichts (Grafik Seite 5):

Im Jahr 2014 starteten und lande-
ten lediglich noch knapp 2,5 Millio-
nen Passagiere am Flughafen Frank-
furt-Hahn.

Für diesen Sinkflug, der auch an 
anderen Regionalflughäfen zu be­
obachten war, gibt es mehrere Grün­
de. So stiegen die Rohöl- und damit 
auch die Kerosinpreise insbesondere 
zwischen 2009 und 2012 kräftig an. 
Zudem hat Deutschland Anfang 
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Eine Faustregel geht von etwa 
1.000 Arbeitsplätzen je eine Million 
Passagiere an einem Flughafen aus.

Das Job-Spektrum reicht dabei 
von der Passagierabfertigung über 
Stellen bei Polizei und Zoll, in Ge-
schäften und Restaurants am Air-
port bis hin zur Flugzeugwartung.

Dem politischen Willen, aus regi-
onalökonomischen Gründen Ver-
luste hinzunehmen, sind aber finan-
zielle und rechtliche Grenzen gesetzt. 
Die Schuldenbremse, die die Bun-
desländer ab 2020 strikt einhalten 
müssen, stellt die Existenz defizitärer 
Airports im Landesbesitz infrage. 
Und die EU-Kommission hat 2014 
entschieden, dass die Subvention 
von Regionalflughäfen nur noch 
zehn Jahre lang gestattet sein soll.

konnte Frankfurt-Hahn selbst mit 
seinen fast 4 Millionen Passagieren 
im Jahr 2007 nicht die Gewinn-
schwelle überschreiten. Denn die 
Low-Cost-Carrier erledigen zahl-
reiche Arbeiten wie die Passagierab-
fertigung weitgehend selbst und 
zahlen nur geringe Gebühren an die 
Airports.

Dass die Länder, Städte und 
Kreise, die (Mit-)Eigentümer der 
Flughäfen sind, an diesen trotz der 
Verluste festhalten, liegt an der Be-
deutung für die regionale Wirtschaft. 
Denn die Airports verbessern die 
Erreichbarkeit der oft abseits gele-
genen Regionen, was die Ansiedlung 
von Unternehmen fördert. Die Flug-
häfen spielen aber auch selbst eine 
wichtige Rolle als Arbeitgeber:

Entsprechend schlecht ist es meist 
um die Wirtschaftlichkeit der Regi-
onalflughäfen bestellt. Die hohen 
Fixkosten des Flugbetriebs – vom 
Tower über die Sicherheitskontrollen 
bis hin zur Feuerwehr – sowie der 
enorme Wettbewerbsdruck führen 
dazu, dass sich selbst regionale Air-
ports mit 1 bis 2 Millionen Passagie-
ren pro Jahr kaum kostendeckend 
betreiben lassen.

Der Flughafen Dortmund etwa 
wies mit seinen zuletzt knapp 2 Mil-
lionen Passagieren im vergangenen 
Geschäftsjahr ein Defizit von 18 Mil-
lionen Euro aus.

Für Flughäfen, die nahezu aus-
schließlich von Billig-Airlines ge-
nutzt werden, ist die Wirtschaftlich-
keitsgrenze sogar noch höher. So 
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Low-Cost-Airlines: einschließlich Germanwings, die die innerdeutschen
Linienflüge von der Lufthansa übernommen hat, aber als Billigfluglinie zählt

Wo die Billigflieger starten
Alle Regionalflughäfen sowie jene kleineren Verkehrsflughäfen, an denen mehr als 50 Prozent
der Passagiere mit Low-Cost-Airlines fliegen (Köln-Bonn, Berlin Schönefeld, Stuttgart)

Passagiere im Jahr 2014 in 1.000

Anteil der Low-Cost-Airlines an allen Passagieren
im ersten Halbjahr 2015 in Prozent

Quellen: Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt,
Flughafenverband ADV, Flughafen Memmingen

Frankfurt-Hahn Niederrhein
(Weeze)

Dortmund Memmingen Berlin Schönefeld
984

Karlsruhe/
Baden-Baden

76,9

Köln-Bonn Stuttgart Saarbrücken
2.773

Bremen

42,0
591
Friedrichshafen

41,1
1.757

Dresden

39,8

3.257
Nürnberg

39,3
764

Paderborn/
Lippstadt

35,3
2.328

Leipzig

26,2
5.292

Hannover

25,7
894

Münster/
Osnabrück

18,9

2.447 1.808
99,9 98,698,6

1.966
97,1

750
94,3

7.293
78,9

9.451
72,9

9.718
52,7

398
49,9



Noch immer eine Problemgruppe

Geringqualifizierte. Personen ohne 
Berufsausbildung gelten zwar nach wie 
vor als Sorgenkinder des Arbeits-
marktes. Allerdings haben auch Gering-
qualifizierte vom Arbeitsmarktboom 
der vergangenen zehn Jahre profitiert.

Die Chance auf einen Arbeits-
platz und die damit verbundenen 
Verdienstmöglichkeiten hängen im 
Allgemeinen eng mit der Qualifika-
tion zusammen: Wer viel kann und 
über gesuchte Kenntnisse und Fer-
tigkeiten verfügt, der schneidet bes-
ser ab als ein Unqualifizierter.

Akademiker waren deshalb von 
den diversen Arbeitsmarktkrisen der 
Vergangenheit so gut wie gar nicht 
betroffen. Ihre Arbeitslosenquote ist 
seit 1991 nie über 4,1 Prozent gestie-
gen. Die Arbeitslosenquote der Ge-
ringqualifizierten lag dagegen selten 
unter 20 Prozent.

Hat also einfache Arbeit in einem 
Hochlohnland wie Deutschland kei-
ne Zukunft mehr? Doch, denn die 
Entwicklung der vergangenen Jahre 
zeigt, dass nach wie vor Bedarf be-
steht. So hat sich die Arbeitsmarkt-
lage für Geringqualifizierte zuletzt 
sogar deutlich verbessert (Grafik):

•	 Zum einen hat die Zahl der Er-
werbstätigen ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung seit 2005 nicht 
weiter abgenommen.

•	 Zum anderen ist die Zahl der 
Arbeitslosen ohne eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung um knapp 
eine halbe Million gesunken.

Dass sich die Lage entspannt hat, 
ist auch auf Struktureffekte zurück-
zuführen. Die eher schlechter quali-
fizierten Nachkriegsjahrgänge schei-
den allmählich aus dem Berufsleben 
aus – und besser qualifizierte junge 
Leute rücken nach. Insofern gibt es 
generell weniger Geringqualifizierte, 
die arbeitslos werden könnten:

Die Erwerbslosenquote der Ge-
ringqualifizierten hat sich zwischen 
2005 und 2014 von 19 auf 11 Prozent 
reduziert. Ihre Erwerbstätigenquote 
stieg von 51 auf 58 Prozent.

Dass die Geringqualifizierten am 
Arbeitsmarktaufschwung partizi-
piert haben, ist auch das Resultat der 
Arbeitsmarktreformen, die zwischen 
2000 und 2005 umgesetzt worden 
sind und das Prinzip des Forderns 
und Förderns etabliert haben.

Die positive Entwicklung hat sich 
auch im vergangenen Jahr fortge-

setzt. Im März 2015 gab es 4,5 Mil-
lionen sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte, deren Tätigkeit in der 
Regel keine Berufsausbildung vo-
raussetzt. Das waren über 300.000 
mehr als zwölf Monate zuvor. So 
entstanden unter anderen rund 
60.000 Jobs für Helfer in der Lagerei, 
46.000 für Helfer in Maschinenbau- 
und Betriebstechnikberufen, 27.000 
für Reinigungskräfte, 20.000 für Kö-
che oder 16.000 für Helfer in der 
Metallbearbeitung.

Im Jahr 2015 gab es nur einen 
Bereich, in dem die Zahl der Gering-
qualifizierten zurückging: In den Be-
rufen der Fahrzeugtechnik fielen 
2.000 Stellen für Hilfskräfte weg.

Die erfreulichen Resultate dürfen 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
das Problem der Arbeitsmarktinte-
gration Geringqualifizierter längst 
nicht gelöst ist. So stehen den gegen-
wärtig 1,2 Millionen Arbeitslosen, 
die nur eine Helfertätigkeit ausüben 
können oder wollen, lediglich 
110.000 gemeldete offene Stellen ge-
genüber. Deshalb sind die Rahmen-
bedingungen für Einfacharbeit zu 
verbessern. So sollte z.B. die Zeitar-
beit nicht unnötig reguliert werden.
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Nichterwerbstätige: z.B. Hausfrauen und -männer; Quelle: Statistisches Bundesamt

Der Arbeitsmarkt für Geringqualifizierte
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Übertriebene Erwartungen?

Asylbewerber. Die Zuwanderung von 
Flüchtlingen wird 2016 zu mehr Be-
schäftigung führen, aber auch zu einer 
moderat steigenden Arbeitslosigkeit. 
Die historisch günstige Arbeitsmarkt-
lage wird dadurch allerdings kaum 
beeinträchtigt.

Wie sich die vielen erwachsenen 
Flüchtlinge in den Arbeitsmarkt in­
tegrieren lassen, ist nur schwer ab­
zuschätzen. Auf Basis zahlreicher 
Annahmen lassen sich aber Nähe­
rungswerte errechnen (Kasten):

Demnach ergibt sich allein für das 
Jahr 2016 ein zusätzliches Erwerbs­
personenpotenzial von durchschnitt­
lich 470.000 Personen, von denen 
rund 370.000 dem Arbeitsmarkt 
tatsächlich zur Verfügung stehen 
(Grafik).

Im Jahr 2017 werden weitere 
360.000 Personen ihre Arbeitskraft 
anbieten. Damit werden zwischen 
2015 und Ende 2017 insgesamt 
880.000 Flüchtlinge zusätzlich auf 
den Arbeitsmarkt kommen.

Die entscheidende Frage ist, in­
wieweit dieses zusätzliche Arbeits­
angebot auf  eine entsprechende 
Nachfrage trifft. Vermutlich werden 
die meisten Flüchtlinge zunächst nur 
eine einfache Tätigkeit ausüben kön­
nen. Wenn sie dann Deutsch spre­
chen, eine frühere Ausbildung im 
Heimatland anerkannt wird oder sie 
sich qualifiziert haben, werden die 
Karten neu gemischt.

Schon jetzt stehen aber 1,2 Milli­
onen Arbeitslosen, die einen ein­
fachen Job suchen, lediglich 110.000 
gemeldete offene Stellen gegenüber 
(vgl. Seite 6). Für Flüchtlinge sind 
das keine guten Aussichten.

Angelehnt an Erfahrungen aus dem 
„Zuwanderungsland“ Schweden ist 
damit zu rechnen, dass zunächst nur 
20 Prozent der 2015 zugewanderten 
Erwerbspersonen eine Beschäftigung 
finden.

Auf Deutschland übertragen wer­
den 2016 also bloß 100.000 und im 
folgenden Jahr weitere 130.000 
Flüchtlinge einen Arbeitsplatz fin­
den. Dementsprechend wird es im 

Jahr 2016 etwa 280.000 und 2017 
rund 235.000 arbeitslose Flüchtlinge 
mehr geben. Ohne sie würde die 
Arbeitslosigkeit zurückgehen.

Nicht alle Erwerbslosen werden 
überdies in der Arbeitslosenstatistik 
auftauchen: Die vielen Teilnehmer 
an arbeitsmarktpolitischen Maß­
nahmen gelten zum Beispiel statis­
tischen Konventionen zufolge nicht 
als arbeitslos.
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Im Jahr 2015 kamen schätzungsweise 
1,1 Millionen Flüchtlinge nach Deutsch-
land – zusätzlich zu den Menschen, die 
aus der EU eingereist sind, um hier einen 
Job zu suchen. Das IW Köln nimmt an, 
dass im Jahr 2016 rund 600.000 und im 
Jahr 2017 weitere 500.000 Flüchtlinge 
nach Deutschland kommen.

Von den im Jahr 2015 Eingereisten wer-
den 60 Prozent und von den danach 
Zugezogenen 80 Prozent als Flüchtlinge 
anerkannt. Das ist für die Berechnung 
deshalb wichtig, weil sich nur anerkannte 
Flüchtlinge ohne Einschränkung eine  
Stelle suchen dürfen.

Die höhere Anerkennungsquote ist darauf 
zurückzuführen, dass die große Zahl von 
Zuwanderern aus den Westbalkanländern 
im Jahresverlauf 2015 zurückgegangen ist 
und Asylsuchende aus Kriegs- und Krisen-
ländern in der Regel bleiben dürfen. Zwi-
schen Einreise und Bleiberecht vergehen 
durchschnittlich sechs Monate.

Zudem nimmt das IW Köln an, dass 70 Pro- 
zent der Flüchtlinge im erwerbsfähigen 
Alter sind. Dies ergibt sich aus der Alters-
struktur der Asylbewerber des Jahres 2014. 
Davon werden nicht alle auch arbeiten wol-
len oder können. Deshalb rechnet das Insti-
tut mit einer Erwerbsquote von 80 Prozent.

Die Annahmen
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Prognose; Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Flüchtlinge auf dem Arbeitsmarkt
Veränderung
gegenüber
Vorjahr
in 1.000

38

467 456 Flüchtlinge im erwerbsfähigen Alter
(Erwerbspersonenpotenzial)

darunter:
Flüchtlinge, die tatsächlich auf
dem Arbeitsmarkt erscheinen
(Erwerbspersonen)

davon:

Erwerbslose
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Wohngeld. Die Wohngeldreform be-
schert vielen Wohngeldempfängern 
höhere Zuschüsse. Zudem haben Mie-
ter und Hausbesitzer, die aus der Wohn-
geldförderung herausgefallen waren, 
wieder einen Anspruch darauf.

Wer einkommensschwach ist und 
keine anderen Sozialleistungen wie 
Hartz IV oder Grundsicherung be-
zieht, kann einen Zuschuss zur Mie-
te oder für die selbst genutzte Immo-
bilie beantragen (vgl. iwd 13/2015).

Weil das Wohngeld zuletzt 2009 
an die Preis- und Mietentwicklungen 
angepasst wurde, sind seitdem viele 
einkommensschwache Haushalte 
vom Wohngeld in die Grund
sicherung gewechselt. Diese über-
nimmt ebenfalls die Unterkunftskos
ten, wird aber im Gegensatz zum 
Wohngeld regelmäßig erhöht, um 
Mietsteigerungen auszugleichen.

Im Rahmen der Wohngeldreform 
wurden deshalb jetzt die Leistungen 
angehoben und die Höchstbeträge 

erhöht, welche die maximal aner-
kannten Mieten in einer Kommune 
festlegen. Gleichzeitig wurden die 
Mietenstufen neu geregelt sowie ei-
nige Freibetragsregelungen ange-
passt. Die Mietenstufen sind nach 
Wohnorten gestaffelt (billig bis teu-
er) und begrenzen den Mietzuschuss.

Wie sich die Neuerungen auf die 
Zahl der Bezieher und die Leistun-
gen auswirken dürften, hat das IW 
Köln jetzt im Auftrag des Bundes-
bauministeriums neu berechnet. 
Demnach steigt die Zahl der Wohn-
geldempfänger 2016 um 60 Prozent 
auf 866.000. Die Wohngeldausgaben 
dürften sich auf 1,5 Milliarden Euro 
nahezu verdoppeln.

Der Wohnkostenzuschuss für 
Haushalte, die bereits vor der Re-
form wohngeldberechtigt waren, 
steigt in diesem Jahr um durch-
schnittlich 64 Euro auf 160 Euro im 
Monat. Weil aber andere Haushalte 

weniger bekommen – etwa jene, die 
zuvor aus der Wohngeldförderung 
herausgefallen waren –, beträgt das 
Wohngeld im Durchschnitt voraus-
sichtlich nur 130 Euro (Grafik).

Von der Wohngeldreform profi-
tieren besonders Alleinerziehende:

Durch die Kombination aus Leis­
tungserhöhung und Neuregelung des 
Freibetrags erhöht sich die Zahl der 
begünstigten Haushalte 2016 um rund 
26.500 auf knapp 48.000.

Darüber hinaus können auch an-
dere Familien mit Kind(ern) auf 
Wohngeld hoffen. So werden zusätz-
lich rund 132.500 Kinder von den 
Wohngeldleistungen profitieren.

Weil die Mieten vermutlich weiter 
kräftig steigen, sollte das Wohngeld 
indexiert werden. Außerdem müsste 
der Staat die Mietenstufen regelmä-
ßig neu festsetzen. Sonst kann es 
passieren, dass erneut Zigtausende 
aus der Förderung herausfallen.
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Reine Wohngeldhaushalte: Haushalte, deren Mitglieder alle Wohngeld und keine anderen wohnspezifischen
Zuschüsse erhalten; Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln im Auftrag des Bundesbauministeriums 
und des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

Neue Regeln für das Wohngeld 
Im Januar 2016 wurde das Wohngeld an die Entwicklung der Warmmieten angepasst und
die Grenze erhöht, bis zu der die Miete bezuschusst wird. Dadurch sind zum Beispiel viele 
Rentner und Arbeitslosengeld-I-Empfänger nicht mehr auf die Grundsicherung angewiesen.

Insgesamt
davon nach Haushaltsgröße

1
2
3
4
5
6

Durchschnittlicher monatlicher Wohngeldanspruch reiner Wohngeldhaushalte in Euro 

2015

196

96

70
112
103

143
173

130

100
149
159
177

258
262

160

121
186

170
234

271
332

Alle Wohngeld-
haushalte

darunter: bisherige
Wohngeldhaushalte

2016


